
Der Angeklagte hatte sich im August 1951 nach Begehung 
eines 'Wirtschaftsverbrechens aus dem demokratischen Sektor 
Berlins nach Westberlin begeben und die sog. Flüehtlingsstelle 
in der Kuno-Fischer-Straße aufgesucht. Als Grund seiner 
„Flucht“ gab er an, daß er wegen eines Wirtschaftsvergehens 
von der Staatsanwaltschaft verfolgt werde. Der- Angeklagte 
blieb dann im Westsektor Berlins wohnhaft und meldete sich 
später auch dort polizeilich an.

Die Strafkammer hat in dem Handeln des Angeklagten eine 
Erfindung und Verbreitung friedensgefährdender, tendenziöser 
Gerüchte nach KRD Nr. 38 Art. Ill A III erblickt, weil der 
Angeklagte mit unwahren Behauptungen in der Kuno-Fischer- 
Straße aufgetreten ist, um seine Anerkennung als politischer 
Flüchtling zu erreichen.

Gegen dieses Urteil wendet sich die Revision des Ange­
klagten mit der Begründung, daß die Meldung in der Kuno- 
Fischer-Straße und seine festgestellten Angaben die Verurtei­
lung nach der KRD Nr. 38 Art. Ill A III noch nicht recht­
fertigten, da er wahrheitsgemäß angegeben habe, daß er 
wegen einer Wirtschaftsstraftat verfolgt werde.

Aus den G r ü n d e n :
Die Revision ist offensichtlich unbegründet.
Nach den zum Sachverhalt getroffenen Feststellungen 

unterliegt es keinem Zweifel, daß der Angeklagte die 
sog. Flüchtlingsstelle in der Kuno-Fischer-Straße auf­
gesucht hat im Bewußtsein und in Kenntnis des Cha­
rakters dieser Dienststelle als einer imperialistischen 
Agentenzentrale mit dem Zwecke der organisierten 
Hetze gegen die Deutsche Demokratische Republik und 
den demokratischen Sektor von Groß-Berlin, der Stö- 

. rung des friedlichen Auibaus. Ihre Aufgabe ist es, 
Helfer und Agenten für diese Zwecke zu werben. Sie 
benutzt für ihre Zwecke gerade die entstellten, unwah­
ren und tendenziösen Behauptungen von Wirtschafts­
verbrechern und Feinden unserer volksdemokratischen 
Ordnung für ihre Hetzpropaganda gegen den demokra­
tischen Teil Deutschlands und die friedliebenden Völker. 
Die Angaben des Angeklagten, als Wirtschaftsverbre­
cher von der demokratischen Justiz verfolgt zu werden, 
sind offensichtlich zu dem Zweck vorgebracht worden, 
dadurch die Hetzpropaganda zu nähren und zu unter­
stützen. Zweck seiner Erklärungen war es nicht nur, 
sich der Agentenzentrale als Feind unserer Ordnung 
zu empfehlen, sondern auch, der verleumderischen Hetz­
propaganda der Imperialisten gegen unsere demokra­
tische Justiz Nährstoff zu geben, indem der Angeklagte 
den Eindruck eines zu Unrecht wegen eines Wirtschafts­
verbrechens zur Verantwortung Gezogenen erwecken 
wollte. Der Umstand, daß der Angeklagte tatsächlich 
wegen einer begangenen Wirtschaftsstraftat verfolgt 
wurde, ist deshalb gegenüber der mit seinen Angaben 
gewollten Zielsetzung ohne Bedeutung. Zutreffend ist 
daher von der Strafkammer in dem Verhalten des An­
geklagten die Erfindung und Verbreitung eines ten­
denziösen, friedensgefährdenden Gerüchts gesehen wor­
den. Die Verurteilung nach der KRD Nr. 38 Abschn. II 
Art. Ill AIII ist daher ohne Rechtsfehler erfolgt.
A n m e r k u n g :

Der Beschluß des Kammergerichts, der für Berlin 
gemäß der alten Strafprozeßordnung ergangen ist, ist 
sachlich richtig. Er gibt jedoch für die Praxis der 
Gerichte der Deutschen Demokratischen Republik An­
laß zu folgendem Hinweis:

§ 284 der neuen StPO läßt die Verwerfung einer Be­
rufung durch Beschluß zu, wenn sie nach einstimmiger 
Auffassung des Gerichts offensichtlich unbegründet ist. 
Diese Bestimmung wird in der Praxis der Gerichte 
eine wichtige Rolle Ispielen; sie ermöglicht es den 
Gerichten, ihre Tätigkeit auf die Berufungen zu kon­
zentrieren, die ernsthafter Nachprüfung bedürfen.

Bei den Diskussionen über die Handhabung der neuen 
Strafprozeßordnung ist die Frage aufgeworfen wor­
den, ob die Verwerfung einer Berufung als „offen­
sichtlich unbegründet“ überhaupt einer weiteren Be­
gründung bedarf. Diese Fragestellung war eine Kon­
sequenz aus der vom Obersten Gericht auf seinen Ar­
beitstagungen (vgl. NJ 1951 S. 158) vertretenen Auf­
fassung, daß Beschlüsse, die Revisionen als unbegrün­
det verwerfen, nicht noch seitenlang begründet werden 
dürfen.

Die Meinung, daß überhaupt keine Begründung zu 
geben sei, ist jedoch abzulehnen. Das Oberste Gericht 
vertritt die Auffassung, daß in dem Beschluß, der eine 
Berufung als offensichtlich unbegründet verwirft, dem 
Angeklagten in kurzen Worten gesagt werden muß,

warum sein Rechtsmittel als unbegründet angesehen 
wird. Dies darf jedoch in keiner Weise zu einer längeren 
Auseinandersetzung, sei es mit dem Urteil, sei es mit 
dem Berufungsvorbringen, führen.

Auch der Beschluß des Kammergerichts scheint uns 
in der Begründung der Unbegründetheit der Berufung 
ein wenig zu weit zu gehen. Als Beispiel, wie wir 
uns die Begründung eines solchen Verwerfungsbe­
schlusses denken, sei nachfolgend die Begründung 
eines Beschlusses durch das Oberste Gericht (la Ust 
4/52) wiedergegeben:

„Die in dem angefochtenen Urteil getroffenen 
tatsächlichen Feststellungen entsprechen dem aus 
dem Protokoll der Hauptverhandlung ersichtlichen 
Beweisergebnis. Die eingehende und sorgfältige 
Vernehmung der Zeugin K. hat zu einer vollstän­
digen Aussage geführt, an deren Richtigkeit kein 
Zweifel besteht, auch wenn sich diese Zeugin nicht 
sofort an alle Einzelheiten erinnert hat. Die tat­
sächlichen Feststellungen rechtfertigen auch die 
Höhe der erkannten Strafe. Auch hat das Gericht 
alle für eine gerechte Beurteilung der Sache er­
forderlichen sachlichen und persönlichen Umstände 
erschöpfend und ohne Anlaß zu Beanstandungen 
erörtert und gewürdigt.“

Vizepräsident Dr. Hilde B e n j a m i n

§§ 40, 42 StGB; § 4 VO zum Schutze des innerdeut­
schen Handels (Berlin).

Der Begriff „Gegenstände“ in § 40 StGB umfaßt auch 
Sachgesamtheiten.

KG, Beschl. vom 2. Oktober 1952 — II Ss 3/52.
Der Angeklagte hatte Druckerzeugnisse seines Betriebes im 

Werte von 45 600,— DM ohne Genehmigung nach Westberlin 
geliefert. Da er nach der Tat in den Zustand völliger Unzu­
rechnungsfähigkeit verfallen ist, so daß er wegen dieser Tat 
nicht mehr verfolgt werden konnte, wurde sein Betrieb im 
objektiven Verfahren gemäß §§ 40, 42 StGB eingezogen.

Die hiergegen vom Angeklagten eingelegte Revision wurde 
als offensichtlich unbegründet verworfen.

Aus den G r ü n d e n :
Zu Unrecht rügt die Revision die Anwendung des 

§ 40 StGB auf den festgestellten Sachverhalt. Inhalt und 
Zweck der Einziehung nach § 40 StGB ist, den Täter an 
der weiteren Begehung solcher Verbrechen zu hindern, 
zu deren Durchführung er die eingezogenen Gegen­
stände gebraucht hat. Zu solchen Gegenständen gehört 
auch der Betrieb, mittels dessen und aus dem heraus die 
unerlaubten Warentransporte durchgeführt wurden. Als 
Gegenstand ist daher nach den Feststellungen des Ur­
teils auch der Druckereibetrieb anzusehen. Gegenstand 
kann auch eine Sachgesamtheit sein.

In seinem Urteil vom 25. Oktober 1951 (NJ 1952 S. 80) 
hat das Oberste Gericht bereits ausgesprochen, daß der 
Begriff „Gegenstände“ im gesamten Wirtschaftsstraf­
recht Sachgesamtheiten in sich schließt, so daß auch Be­
triebe eingezogen werden können. Zwar wird in § 4 VO 
zum Schutze des innerdeutschen Handels die Einziehung 
der zur Tatausführung benutzten Gegenstände nicht 
ausdrücklich vorgeschrieben. Die Einziehung ist jedoch 
nach der Vorschrift des § 40 StGB zulässig. Der Begriff 
Gegenstände in § 40 StGB erfaßt auch Sachgesamthei­
ten, wie Betriebe, wenn es sich um Verbrechen gegen 
die Wirtschaftsordnung von so weittragender Bedeu­
tung handelt, wie dies im Falle des § 4 VO zum Schutze 
des innerdeutschen Handels der Fall ist. Der weitere 
Einwand der Revision, daß das Urteil die völlige Unzu­
rechnungsfähigkeit des Einziehungsbeteiligten außer 
acht gelassen habe, übersieht die dahingehende Feststel­
lung des Urteils.

§ 207 StPO (= § 177 StPO vom 2. Oktober 1952).
Ein Eröffnungsbeschluß, in den Teile der Anklage­

schrift nach selbständiger gewissenhafter Prüfung durch 
das Gericht übernommen werden, ist nicht rechtsfehler­
haft.

KG, Urt. vom 14. Oktober 1952 — II Ss 10/52*).
Aus den G r ü n d e n  :

. . .  Die Verteidigung hat zunächst die Verletzung des 
Verfahrensrechts gerügt mit der Begründung, daß der 
der Hauptverhandlung zugrunde liegende Eröffnungs­
beschluß nicht den gesetzlichen Erfordernissen ent­
spricht. Unter Hinweis auf die Entscheidungen des

*) vgl. hierzu den Beitrag von Ranke auf S. 548 dieses Heftes.
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